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Verordnung 
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Verordnung zur Umsetzung der Richtiinie 2014/99/EU und zur Änderung 
und Anpassung weiterer immissionsschutzrechtiicher Verordnungen 


A. Problem und Ziel 

Zur Umsetzung verschiedener europarechtlicher Vorgaben sind Anpassungen im 
untergesetzlichen Regelwerk des Bundes-Immissionsschutzgesetzes erforderlich. 
Im Einzelnen betrifft das die 

• 2. BImSchV: Verordnung zur Emissionsbegrenzung von leichtflüchtigen ha- 
logenierten organischen Verbindungen, 

• 20. BImSchV : Verordnung zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organi- 
scher Verbindungen beim Umfüllen oder Lagern von Ottokraftstoffen, Kraft- 
stoffgemischen oder Rohbenzin, 

• 21. BImSchV : V erordnung zur Begrenzung der Kohlenwasserstoffemissionen 
bei der Betankung von Kraftfahrzeugen, 

• 25. BImSchV: Verordnung zur Begrenzung von Emissionen aus der Titandi- 
oxid-Industrie und 

• 31. BImSchV : V erordnung zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organi- 
scher Verbindungen bei der Verwendung organischer Lösemittel in bestimm- 
ten Anlagen. 

B. Lösung 

Die vorgenannten Verordnungen zum Bundes-Immissionsschutzgesetz werden in 
einer Mantelverordnung gemäß den europarechtlichen Vorgaben geändert. 

Soweit in der 2. BImSchV und der 31. BImSchV chemikalienrechtliche Begriffe 
in Bezug genommen werden, werden diese an die Nomenklatur der Verordnung 
1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 
(CLP -Verordnung) angepasst und wird damit das europaweit geltende neue Sys- 
tem für die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemi- 
schen eingeführt. 

Die Anforderung zur ausschließlichen Untenbefüllung von Straßentankfahrzeu- 
gen gemäß der Richtlinie 94/63/EG zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger 
organischer Verbindungen bei der Lagerung von Ottokraftstoff und Verteilung an 
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Tankstellen, die in Deutschland bereits seit mehr als zehn Jahren eingeführt ist, 
wird explizit in den Verordnungstext der 20. BImSchV übernommen. 

ln der Richtlinie 2014/99/EU der Kommission vom 21. Oktober 2014 zur Ände- 
rang der Richtlinie 2009/ 126/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Benzindampf-Rückgewinnung beim Betanken von Kraftfahrzeugen an Tankstel- 
len wird ein europaeinheitliches Prüfverfahren für Gasrückführungssysfeme für 
Tanksfellen eingeführt, auf das nunmehr in der 21. BImSchV Bezug genommen 
werden muss. Die europäischen Prüfverfahren ersefzen die bisher angewandten 
verschiedenen Prüfverfahren der einzelnen Mitgliedstaaten. 

ln der 25. BImSchV wird eine Ordnungswidrigkeit ergänzt, um einen Verstoß ge- 
gen die Pflicht der kontinuierlichen Messung ahnden zu können. 

ln der 31. BImSchV werden zusätzlich zu den o. g. Anpassungen an die CLP- 
Verordnung 1272/2008 die europaweit geltenden Grenzwerte für karzinogene, 
keimzellmutagene oder reproduktionstoxische flüchtige organische Verbindun- 
gen gemäß der Richtlinie 2010/75/EU (Industrieemissionsrichtlinie) als Regelung 
bei Freisetzung von Formaldehyd aufgenommen. Es erfolgt des Weiteren die 
Übernahme eines zusätzlichen Emissionsgrenzwertes für Anlagen der Lederbe- 
schichtung zur Umsetzung einer entsprechenden Anfordemng des Merkblattes 
„Beste Verfügbare Technik für Anlagen der Lederindustrie“. Darüber hinaus wer- 
den Klarstellungen vorgenommen, die sich aus dem Vollzug der Verordnung als 
erforderlich erwiesen haben. 


C. Alternativen 

Alternativen liegen nicht vor. Im Wesentlichen ist europäisches Recht in deut- 
sches Recht umzusetzen. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für Bund, Länder und Gemeinden entstehen durch die Verordnung keine zusätz- 
lichen Kosten. 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht durch den vorliegenden Entwurf kein zu- 
sätzlicher Erfüllungsaufwand. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Durch den Entwurf entsteht für die Wirtschaft ein jährlicher Erfüllungsaufwand 
in Höhe von 40 000 Euro für die Zertifizierang der Gasrückführsysteme nach der 


DINEN 16321-1. 


Das Verordnungsvorhaben setzt EU-Vorgaben 1:1 um. Daher wird kein Anwen- 
dungsfall der „One in, one out“-Regel für neue Regelungsvorhaben der Bundes- 
regierung begründet. 
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E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für den Bund und die Länder entsteht durch den Entwurf kein zusätzlicher Erfül- 
lungsaufwand. 


F. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf Einzelpreise, das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau- 
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Die Bundeskanzlerin 


Berlin, 22. Juni 2016 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene 

Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 2014/99/EU und zur Änderung 
und Anpassung weiterer immissionsschutzrechtlicher Verordnungen 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Zustimmung des Deutschen Bundestages aufgrund des § 48b Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor- 
sicherheit. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 


Dr. Angela Merkel 
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Anlage 1 

Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 2014/99/EU und zur Änderung 
und Anpassung weiterer immissionsschutzrechtiicher Verordnungen 

Vom ... 


Auf Grund des § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3, Absatz la, des § 23 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und 5, 
des § 27 Absatz 4 Satz 1, des § 48a Absatz 1 und 3 sowie des § 62 Absatz 3 des Bundes-Immissionsschutzgeset- 
zes in der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), unter Wahrung der Rechte des Bundestages 
gemäß § 48b des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und zu § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und § 23 Ab- 
satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes jeweils nach Anhörang der beteiligten Kreise verordnet die Bundes- 
regierung: 


Artikel 1 

Änderung der Verordnung zur Emissionsbegrenzung von leichtflüchtigen 
halogenierten organischen Verbindungen - 2. BImSchV 

§ 2 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung zur Emissionsbegrenzung von leichtflüchtigen halogenierten organi- 
schen Verbindungen vom 10. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2694), die zuletzt durch Artikel 78 der Verordnung 
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„Der Betreiber einer Anlage hat schädliche Stoffe oder Gemische, die eingesetzt werden und denen aufgrand ihres 
Gehalts an nach der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. De- 
zember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Änderang 
und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 (ABI. L 353 vom 31.12.2008, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 1297/2014 (ABI. 
L 350 vom 5. 12.20 14, S. 1) geändert worden ist, als karzinogen, keimzellmutagen oder reproduktionstoxisch ein- 
gestuften flüchtigen organischen Verbindungen die Gefahrenhinweise H340, H350, H350i, H360D oder H360F 
zugeordnet sind oder die mit diesen Sätzen zu kennzeichnen sind, durch weniger schädliche zu ersetzen.“ 


Artikel 2 

Änderung der Verordnung zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer 
Verbindungen beim Umfüllen oder Lagern von Ottokraftstoffen, Kraftstoffgemischen 

oder Rohbenzin - 20. BImSchV 

Die Verordnung zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen beim Umfüllen oder 
Lagern von Ottokraftstoffen, Kraftstoffgemischen oder Rohbenzin in der Fassung der Bekanntmachung vom 
18. August 2014 (BGBl. I S. 1447) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 2 werden die Wörter „vom 7. April 2009 (BGBl. 2009 II S. 396), die zuletzt nach Maßgabe 
der 21. ADR-Änderungsverordnung vom 7. Oktober 2010 (BGBl. 2010 II S. 1 134)“ durch die Wörter „der 
Neufassung der Anlagen A und B vom 3. Juni 2013 (BGBl. 2013 II S. 648), die zuletzt nach Maßgabe der 
24. ADR-Änderungsverordnung vom 6. Oktober 2014 (BGBl. 2014 II S. 722)“ und die Wörter „16. RID- 
Änderangsverordnung vom 11. November 2010 (BGBl. 2010 II S. 1273)“ durch die Wörter „19. RID-Än- 
derungsverordnung vom 3 1 . Oktober 20 14 (BGBl. 2014 II S. 890)“unddie Wörter „der 3. ADN-Änderungs- 
verordnung vom 17. Dezember 2010 (BGBl. 2010 II S. 1550)“ werden durch die Wörter „der 5. ADN-Än- 
derungsverordnung vom 15. Dezember 2014 (BGBl. 2014 II S. 1344)“ ersetzt. 
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2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 3 werden die Wörter „Richtlinie 2009/46/EG (ABI. L 109 vom 30.4.2009, S. 14)“ durch 
die Wörter „Richtlinie 2013/22/EU (ABI. L 158 vom 10.6.2013, S. 356)“ ersetzt. 

b) ln Nummer 16 werden die Wörter „Artikel 8 des Gesetzes vom 23. November 2011 (BGBl. 1 S. 2298)“ 
durch die Wörter „Artikel 10 des Gesetzes vom 15. April 2015 (BGBl. 1 S. 583)“ ersetzt. 

c) ln Nummer 22 wird nach dem Wort „oder“ das Wort „nach“ eingefügt, werden die Wörter „in Verbin- 
dung mit § 21 Absatz 2 der Betriebssicherheitsverordnung vom 27. September 2002 (BGBl. 1 S. 3777), 
die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. November 201 1 (BGBl. 1 S. 2178) geändert worden ist“ 
durch die Wörter „in Verbindung mit Anhang 2 Abschnitt 1 Nummer 1 der Betriebssicherheitsverord- 
nung vom 3. Februar 2015 (BGBl. 1 S. 49)“ und die Wörter „§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und 4“ 
durch die Wörter „§ 18 Absatz 1 Nummer 4 bis 8 und nach Anhang 2 Abschnitt 3 Nummer 1“ ersetzt. 

3. § 4 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Tanklager mit Anlagen zur Befüllung von Straßentankfahrzeugen hat der Betreiber so zu errichten 
und zu betreiben, dass alle Füllstellen die für die Untenbefüllung festgelegten Anforderungen in Anhang IV 
der Richtlinie 94/63/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 1994 zur Begren- 
zung der Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen (VOC-Emissionen) bei der Lagerung von Otto- 
kraftstoff und seiner Verteilung von den Auslieferungslagern bis zu den Tankstellen (ABI. L 365 vom 
31.12.1994, S. 24) einhalten.“ 


Artikel 3 

Änderung der Verordnung zur Begrenzung der Kohlenwasserstoffemissionen 
bei der Betankung von Kraftfahrzeugen - 21, BImSchV 

Die Verordnung zur Begrenzung der Kohlenwasserstoffemissionen bei der Betankung von Kraftfahrzeugen 
vom 18. August 2014 (BGBl. 1 S. 1453), die durch Artikel 7 der Verordnung vom 28. April 2015 (BGBl. 1 S. 670) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . ln der Inhaltübersicht wird die Angabe zu Anlage 1 wie folgt gefasst: 

„Anlage 1 (zu den §§ 3 und 5) 

Bestimmung der Dichtheit von Gasrückführungssystemen und Einstellung des Korrekturfaktors bei Kraft- 
stoffgemischen“. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. befähigte Person: 

eine Person gemäß § 2 Absatz 6 der Betriebssicherheitsverordnung vom 3. Februar 2015 (BGBl. 1 
S. 49);“. 

b) InNummer 13 werden die Wörter „vom 7. April 2009 (BGBl. 2009 11 S. 396), die zuletzt nach Maßgabe 
der 21. ADR-Änderungsverordnung vom 7. Oktober 2010 (BGBl. 2010 11 S. 1134)“ durch die Wörter 
„der Neufassung der Anlagen A und B vom 3. Juni 2013 (BGBl. 2013 11 S. 648), die zuletzt nach Maß- 
gabe der 24. ADR-Änderangsverordnung vom 6. Oktober 2014 (BGBl. 2014 11 S. 722)“ ersetzt. 

c) ln Nummer 15 werden die Wörter „Artikel 8 des Gesetzes vom 23. November 2011 (BGBl. 1 S. 2298)“ 
durch die Wörter „Artikel 10 des Gesetzes vom 15. April 2015 (BGBl. 1 S. 583)“ ersetzt. 

d) ln Nummer 1 8 werden nach den Wörtern „aufgefangenen Kraftstoffdampfes,“ die Wörter „die am Prüf- 
stand mit dem Messverfahren nach Nummer 5.2 der DIN EN 16321-1, Ausgabe Dezember 2013, und 
den drei Prüftanks nach Anhang A der DIN EN 16321-1 ermittelt wird,“ eingefügt. 
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e) In Nummer 19 werden die Wörter „in Verbindung mit § 2 1 Absatz 2 der Betriebssicherheitsverordnung 
vom 27. September 2002 (BGBl. I S. 3777), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. November 
2011 (BGBl. I S. 2178) geändert worden ist“ durch die Wörter „in Verbindung mit Anhang 2 Ab- 
schnitt 1 Nummer 1 der Betriebssicherheitsverordnung vom 3. Febraar 2015 (BGBl. I S. 49)“ und die 
Wörter „§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und 4“ durch die Wörter „§ 18 Absatz 1 Nummer 4 bis 8 und 
nach Anhang 2 Abschnitt 3 Nummer 1“ ersetzt. 

3. In § 3 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „der Anlage 1 Nummer 1“ durch die Wörter „gemäß Nummer 5.2 

der DIN EN 16321-1, Ausgabe Dezember 2013,“ ersetzt. 

4. § 5 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Angabe „Nummer 2“ durch die Angabe „Nummer 1“ ersetzt. 

b) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die Überprüfung ist entsprechend Nummer 5.4 der DIN EN 16321-2, Ausgabe Dezember 2013, durch- 
zuführen. Das Prüfverfahren nach Nummer 5.5 oder 5.6 der DIN EN 16321-2 sollte nur dort zur An- 
wendung kommen, wo eine Messung nach Nummer 5.4 nicht durchgeführt werden kann.“ 

5. § 10 wird folgt geändert: 

a) Die Sätze 1 bis 3 werden Absatz 1. 

b) Satz 4 wird Absatz 2. 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Tankstellen, die bis zum 12. Mai 2016 errichtet wurden, dürfen bis zum 31. Dezember 2018 
abweichend von § 3 Absatz 2 mit einem Gasrückführangssystem, bei welchem der Wirkungsgrad von 
85 Prozent unter Anwendung der Anlage 1 in der bis zum 12. Mai 2016 geltenden Fassung in Verbin- 
dung mit der VDI-Richtlinie: VDI 4205 Blatt 4, Ausgabe August 2005, bestimmt wurde, betrieben 
werden. Abweichend von § 5 Absatz 2 dürfen bis zum 3 1 . Dezember 2018 die Überprüfungen nach 
der VDI-Richtlinie: VDI 4205 Blatt 2, Ausgabe Juli 2003, und der VDI-Richtlinie: VDI 4205 Blatt 3, 
Ausgabe November 2003, erfolgen.“ 

6. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Anlage 1 (zu den §§ 3 und 5) 

Bestimmung der Dichtheit von Gasrückführungssystemen und Einstellung des Korrek- 
turfaktors bei Kraftstoffgemischen“. 

b) Die Nummern 1 bis 1.5 werden aufgehoben. 

c) Nummer 2 wird Nummer 1 . 

d) Nummer 2. 1 wird Nummer 1.1. 

e) Nummer 2.2 wird Nummer 1.2. 

f) Nummer 2.3 wird Nummer 1.3. 

g) Nummer 3 wird Nummer 2 und in Satz 1 werden die Wörter „(zum Beispiel Trockenmessung nach der 
VDI-Richtlinie: 4205 Blatt 3, Ausgabe November 2003)“ durch die Wörter „(nach dem Messprinzip 
mit simuliertem Benzindurchfluss — Trockenmessverfahren nach Nummer 5.4 der DIN EN 16321-2, 
Ausgabe Dezember 2013)“ ersetzt. 
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Artikel 4 

Änderung der Verordnung zur Begrenzung von Emissionen aus der 
Titandioxid-Industrie - 25. BImSchV 

In § 7 Nummer 3 der Verordnung zur Begrenzung von Emissionen aus der Titandioxid-Industrie vom 
30. Juli 2014 (BGBl. I S. 1316) werden nach dem Wort „Absatz“ die Wörter „1 oder Absatz“ eingefugt. 


Artikel 5 

Änderung der Verordnung zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen 
bei der Verwendung organischer Lösemittel in bestimmten Anlagen - 31. BImSchV 

Die Verordnung zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen bei der Verwendung 
organischer Lösemittel in bestimmten Anlagen vom 21. August 2001(BGB1. 1 S. 2180), die zuletzt durch Arti- 
kel 82 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Beschichtungsstoff: 

flüssiges, pasten- oder pulverförmiges Gemisch, einschließlich aller enthaltenen oder für seine 
Gebrauchstauglichkeit zugesetzten organischen Lösemittel, das dazu verwendet wird, auf einer 
Oberfläche eine dekorative, schützende oder auf sonstige Art und Weise funktionale Wirkung zu 
erzielen;“. 

b) In Nummer 25 werden die Wörter „Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2714)“ 
durch die Wörter „Artikel 10 des Gesetzes vom 11. März 2016 (BGBl. I S. 396)“ ersetzt. 

c) In Nummer 32 werden die Wörter „in Verbindung mit § 2 1 Absatz 2 der Betriebssicherheitsverordnung 
vom 27. September 2002 (BGBl. I S. 3777), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. November 
2011 (BGBl. I S. 2178) geändert worden ist,“ durch die Wörter „in Verbindung mit Anhang 2 Ab- 
schnitt 1 Nummer 1 der Betriebssicherheitsverordnung vom 3. Febraar 2015 (BGBl. I S. 49)“ und die 
Wörter „§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und 4“ durch die Wörter „§ 18 Absatz 1 Nummer 4 bis 8 und 
nach Anhang 2 Abschnitt 3 Nummer 1“ ersetzt. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Betreiber einer Anlage hat schädliche Stoffe oder Gemische, denen aufgrund ihres Gehaltes 
an nach der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemi- 
schen, zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Än- 
derung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABI. L 353 vom 31.12.2008, S. 1), die zuletzt durch 
die Verordnung (EU) Nr. 1297/2014 (ABI. L 350 vom 5.12.2014, S. 1)“ geändert worden ist, als 
karzinogen, keimzellmutagen oder reproduktionstoxisch eingestuften flüchtigen organischen Ver- 
bindungen die Gefahrenhinweise H340, H350, H350i, H360D oder H360F zugeordnet sind oder 
die mit diesen Sätzen zu kermzeichnen sind, durch weniger schädliche zu ersetzen.“ 
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bb) ln Satz 3 wird nach den Wörtern „flüchtigen organischen Verbindungen“ ein Komma eingefügt 
und werden die Wörter „nach Satz 1“ durch die Wörter „die als karzinogen, keimzellmutagen oder 
reproduktionstoxisch eingestuft sind,“ ersetzt. 

cc) Folgender Satz wird angefügt: 

„Abweichend von Satz 3 dürfen die Emissionen an Formaldehyd einen Massenstrom von 
10 Gramm je Stunde oder im gefassten Abgas eine Massenkonzentration von 2 Milligramm je 
Kubikmeter nicht überschreiten.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „Ab dem 1. Dezember 2010 dürfen die Emissionen flüchtiger orga- 
nischer Verbindungen“ durch die Wörter „Die Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen 
dürfen“ und die Wörter „R-Sätze R 40 oder R 68“ durch die Wörter „Gefahrenhinweise H341 oder 
H351“ ersetzt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

3. ln § 5 Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „einer nach § 29b des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bekannt 
gegebenen Stelle“ durch die Wörter „Stellen, die über eine Bekanntgabe für den Tätigkeitsbereich der 
Gruppe 1 Nr. 1 und den Stoffbereich G gemäß der Anlage 1 der Bekanntgabeverordnung (41. BImSchV) 
verfügen,“ ersetzt. 

4. Der Fünfte Teil wird aufgehoben. 

5. ln Anhang 11 Nummer 4. 1 wird die Angabe „Richtlinie 97/27/EG (ABI. EG Nr. L 233 S. 1)“ durch die Wörter 
„Richtlinie 2006/40/EG (ABI. L 161 vom 14.6.2006, S. 12)“ ersetzt. 

6. Anhang 111 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 3.1.2 Buchstabe b wird die Angabe „KWL“ durch die Wörter „organischen Lösemitteln 
einschließlich KWL“ ersetzt. 

b) Nach Nummer 11.1.1 wird folgende Nummer 11.1.2 eingefügt: 

„11.1.2 Besondere Anforderungen 

Anlagen der Nummer 6.3 des Anhangs 1 der Richtlinie 2010/75/EU mit einem Lösemittel- 
verbrauch von 10 Tonnen oder mehr haben einen Gesamtemissionsgrenzwert von 23 g C/m^ 
einzuhalten“. 

c) ln Nummer 16.1.1 werden die Wörter 
„Altanlagen: 7 

Gilt bis zum 3 1 . Dezember 2013.“ 
gestrichen. 

7. Anhang IV wird wie folgt geändert: 

a) Abschnitt B wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 5 werden in den beiden Spiegelstrichen die Wörter „die Masse“ jeweils durch die 
Angabe „ 1 Kilogramm“ ersetzt. 

bb) ln Nummer 6 werden die Wörter „zu Formmassen, Formteilen oder Fertigerzeugnissen“ gestri- 
chen. 

b) Abschnitt C wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 3 werden die Wörter „bis zum 3 1 . Dezember 2012“ gestrichen. 

bb) ln Nummer 4 werden nach dem Wort „Für“ die Wörter „nicht genehmigungsbedürftige“ eingefügt. 
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cc) ln den Nummern 1, 2, 4, 5 und 6 werden jeweils die Wörter „in Übereinstimmung mit den Zeit- 
vorgaben nach Abschnitt B Nr. 1“ gestrichen. 

8. Anhang V Nummer 2. 1 .2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Buchstabe a werden die Wörter „2.2. la oder der Nummer 2.2.2a“ durch die Wörter „2.2 Mittelbare 
Methode a oder der Nummer 2.2 Direkte Methode a“ ersetzt. 

b) ln Buchstabe b werden die Wörter „2.2. Ib oder der Nummer 2.2.2b“ durch die Wörter „2.2 Mittelbare 
Methode b oder der Nummer 2.2 Direkte Methode b“ ersetzt. 


Artikel 6 

Bekanntmachungserlaubnis 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit kann den Wortlaut der Ver- 
ordnung zur Emissionsbegrenzung von leichtflüchtigen halogenierten organischen Verbindungen (2. BImSchV) 
und der Verordnung zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen bei der Verwendung 
organischer Lösemittel in bestimmten Anlagen (3 1 . BImSchV) in der vom . . . [einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
der Verordnung] geltenden Fassung bekanntmachen. 


Artikel 7 
Inkrafttreten 


Die Verordnung tritt am Tag nach der Verkündigung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Wesentlieher Inhalt des Verordnungsentwurfs 

1.1 Änderung der Verordnung zur Emissionsbegrenzung von leiehtflüehtigen halogenierten organisehen 
Verbindungen (2. BImSehV) 

Die Verordnung wird an die Verordnung Nummer 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Än- 
derung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nummer 1907/2006 (ABI. L 353 vom 31.12.2008, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Num- 
mer 1297/2014 (ABI. L 350 vom 5. Dezember 2014, S. 1) geändert worden ist, angepasst. 

Der Bezug zu den R-Sicherheitssätzen der Gefahrstoffverordnung entfällt. 

Für die Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft und die Verwaltung entstehen keine zusätzlichen Kosten. 

1.2 Änderung der Verordnung zur Begrenzung der Emissionen flüehtiger organiseher Verbindungen 
beim Umfüllen oder Lagern von Ottokraftstoffen, Kraftstoffgemisehen oder Rohbenzin (20. BIm- 
SehV) 

Die seit 1 . Januar 2005 vorgeschriebene ausschließliche Untenbefüllung von Straßentankfahrzeugen zur Umset- 
zung der Richtlinie 94/63/EG war bereits Gegenstand der 20. BImSchV. 

Mit der Änderung werden die Anforderungen zur Befüllung von Straßentankfahrzeugen an die europarechtlichen 
Vorgaben der Richtlinie 94/63/EG erneut angepasst und eine EU -konforme Umsetzung der seit 01. Januar 2005 
geltenden Regelung in die Verordnung wieder übernommen. 

Für die Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft und die Verwaltung entstehen keine zusätzlichen Kosten. 

1.3 Änderung der Verordnung zur Begrenzung von Kohlenwasserstoffemissionen bei der Betankung von 
Kraftfahrzeugen (21. BImSehV) 

Mit der Richtlinie 20 14/99/EU der Kommission vom 2 1 . Oktober 2014 zur Änderang der Richtlinie 2009/ 126/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates über Phase II der Benzindampf-Rückgewinnung beim Betanken von 
Kraftfahrzeugen an Tankstellen wird ein europaeinheitliches Prüfverfahren von Gasrückführungssysfeme vorge- 
schrieben. Die Richtlinie ist bis zum 12. Mai 2016 in nationales Recht umzusetzen. Das einheitliche Prüfverfahren 
ersefzt die bisher angewandten verschiedenen Prüfverfahren der einzelnen Mitgliedsfaaten. Zur Umsetzung der 
Richtlinie muss in Deutschland die 2 1 . BImSchV angepasst werden. 

Des Weiteren werden geringfügige redaktionelle Anpassungen vorgenommen. 

Für die Bürgerinnen und Bürger und die Verwaltung entstehen keine zusätzlichen Kosten. 

Der jährliche Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft in Höhe von 40 000 Euro wird als geringfügig eingeschätzt. 
Sie entstehen bei der Prüfung der Gasrückführsysteme bei den Herstellern dieser Systeme. 

1.4 Änderung der Verordnung zur Begrenzung von Emissionen aus der Titandioxid-Industrie (25. BIm- 
SehV) 

In § 7 Ordnungswidrigkeiten wird der Verstoß gegen die Anforderang in § 5 Absatz 1 zur kontinuierlichen Über- 
wachung von Schwefeldioxid-Emissionen ergänzt, um den Verstoß gegen diese Anforderung im Vollzug ahnden 
zu können. Damit wird Artikel 79 in Verbindung mit Anhang VIII Teil 3 Buchstabe a der Industrieemissions- 
richtlinie 2010/75/EU ordnungsgemäß umgesetzt. 

Für die Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft und die Verwaltung entstehen keine zusätzlichen Kosten. 
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1.5. Änderung der Verordnung zur Begrenzung der Emissionen flüehtiger organiseher Verbindungen bei 
der Verwendung organiseher Lösemittel in bestimmten Anlagen (31. BImSehV) 

Es erfolgt eine Anpassung an die Verordnung Nummer 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur 
Änderang und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nummer 1907/2006 (CLP Verordnung) durch Bezug der chemikalienrechtlichen Begriffe in der 31. BImSchV 
auf die Nomenklatur der CLP -Verordnung. 

Die Neueinstufung von Formaldehyd in der Verordnung (EU) Nr. 605/2014 vom 5. Juni 2014 zur Änderang der 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 in die Gefahrenkategorie „Care. lB“als „wahrscheinlich beim Menschen karzi- 
nogen“, erfordert eine Regelung dieses Stoffes in der 31. BImSchV gemäß Anhang Vll Teil 4 Nummer 1 der 
Industrieemissionsrichtlinie 2010/75/EU für Lösemittelanlagen. 

Am 16. Februar 2013 wurden die BVT-Schlussfolgerangen des Merkblattes „Beste Verfügbare Technik für An- 
lagen der Lederindustrie“ im Amtsblatt der EU, Abi. L45/13ff veröffentlicht. Damit wird die Übernahme eines 
zusätzlichen Emissionsgrenzwertes für Anlagen der Lederbeschichtung notwendig. 

Im Rahmen dieser vorgenannten europarechtlich erforderlichen Anpassungen werden zusätzlich einige redaktio- 
nelle Klarstellungen vorgenommen, die den Vollzug der Verordnung vereinheitlichen sollen. Des Weiteren wer- 
den Rechtszitate an die aktuelle Rechtslage angepasst. 

Für die Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft und die Verwaltung entstehen keine zusätzlichen Kosten. 

2. Alternativen/Nachhaltige Entwicklung 

Keine. Der Verordnungsentwurf dient im Wesentlichen der Umsetzung zwingender europäischer Vorgaben, der 
Anpassung an geänderte rechtliche Vorgaben sowie der Klarstellung. 

3. Richtliniengetreue Umsetzung von Europarecht 

Es erfolgt eine richtliniengetreue Umsetzung in deutsches Recht. 

4. Gleichstellung von Frauen und Männern 

Der Verordnungsentwurf hat keine gleichstellungsspezifischen Auswirkungen. 

5. Befristung 

Die Regelungen der Verordnung dienen hauptsächlich der Umsetzung europäischer Vorgaben, für die keine Be- 
fristung vorgesehen wurde. 

6. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Es entstehen keine Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand. 

7. Erfüllungsaufwand 

7.1 Gesamtergebnis (= Angaben des Vorblattes) 

Es entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger und Verwaltung. 

Durch den Entwurf entsteht für die Wirtschaft ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von 40 000 Euro für die 
Zertifizierung der Gasrückführsystemen nach der DIN EN 16321-1. 

Der betreffende Verordnungsentwurf zur 21. BImSchV setzt EU-Vorgaben 1:1 um. Daher wird kein Anwen- 
dungsfall der „One in, one out“-Regel für neue Regelungsvorhaben der Bundesregierung begründet (siehe Kabi- 
nettbeschluss vom 25. März 2015). 
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7.2 Vorgaben des Verordnungsentwurfs 

Der Verordnungsentwurf enthält folgende Vorgaben (in der Spalte Normadressat stehen die Buchstaben B, W 
und V für Bürger, Wirtschaft und Verwaltung): 


Lfd. 

Nr. 

Regelung 

Vorgabe 

Norm- 

adressat 


2. BImSchV 



1. 

§ 2 Absatz 1 Satz 1 der 

2. BImSchV 

Anpassung an die aktuelle CLP Verordnung 
1272/2008 

W 


20. BImSchV 



1. 

§ 1 und 2 der 20. BImSchV 

Anpassung der Bezüge auf geänderte Richtlinien der 
EU und deutsche Rechtsverordnungen 

V, w 

2. 

§ 4 Absatz 4 

Erneute Aufnahme von EU-Vorgaben zur aus- 
schließlichen Untenbefüllung von Straßentankfahr- 
zeugen 

V, w 


21. BImSchV 



1. 

Inhaltsübersicht 

Anpassung an die Richtlinie 2014/99/EU 

V 

2. 

§ 2 Nummer 8, 13,15, 18 und 19 

Anpassung der Bezüge auf geänderte Richtlinien der 
EU, insbesondere der Richtlinie 2014/99/EU und 
auf deutsche geänderte Rechtsverordnungen 

V 

3. 

§ 3 Absatz 2 

Anpassung an die Richtlinie 2014/99/EU 

W,V 

4. 

§ 5 Absatz 2 

Anpassung an die Richtlinie 2014/99/EU 

w 

5. 

§ 10 

Anpassung der Übergangsregelungen 

W,V 

6. 

Anlage 1 

Anpassung an die Richtlinie 2014/99/EU 

w 


25. BImSchV 



1. 

§7 der 25. BImSchV 

Ergänzung eines Ordnungswidrigkeitstatbestandes 

W, V 


31. BImSchV 



1. 

§ 2 Nummer 5 

§ 2 Nummer 25 und 32 

Klarstellung 

Zitate an aktuelle Rechtslage angepasst 

W, V 

2. 

§ 3 Absatz 2 und 3 

Anpassung an die Verordnung Nummer 1272/2008 

W, V 

3. 

§ 3 Absatz 2 Satz 4 

Anforderungen bei Freisetzung von Formaldehyd 
gemäß Richtlinie 2010/75/EU 

W, V 

4. 

Anhang II Nr. 4. 1 

Zitat an aktuelle Rechtslage angepasst 


5. 

Anhang III Nummer 3.1.2 

Klarstellung, dass organische Lösemittel einschließ- 
lich KWL den Anforderungen genügen müssen 

W, V 

6. 

Anhang III Nummer 11.1.2 

Umsetzung von B VT -Anforderungen bei der Leder- 
beschichtung 

W, V 

7. 

Anhang IV 

Klarstellungen 

W, V 

8. 

Anhang V 

Richtigstellung der Bezüge in der Lösemittelbilanz 

W, V 
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7.3 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

7.3.1 Änderung der 2. BImSehV 

Es entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 

7.3.2 Änderung der 20. BImSehV 

Es entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 

7.3.3 Änderung der 21. BImSehV 

Es entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 

7.3.4 Änderung der 25. BImSehV 

Es entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 

7.3.5 Änderung der 31. BImSehV 

Es entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 

7.4 Erfüllungsaufwand für die Wirtsehaft entspreehend der Nummerierung in der Tabelle unter 
Punkt 7.2 

7.4.1 Änderung der 2. BImSehV 

Auf Grund geänderter Rechtsvorschriften (CLP -Verordnung 1272/2008) werden die Sicherheitssätze durch Um- 
benennung angepasst. Der Bezug zur Gefahrstoffverordnung entfällt. Es resultieren keine materiellen Änderungen 
gegenüber der alten Regelung. 

Es entstehen keine Kosten. 

7.4.2 Änderung der 20. BImSehV 

In Nummer 1 werden auf Grund geänderter Rechtsvorschriften die Begriffe angepasst. 

In Nummer 2 wird die EU-Rechtskonformität wieder hergestellt. Die seit 1. Januar 2005 vorgeschriebene aus- 
schließliche Untenbefüllung von Straßentankfahrzeugen zur Umsetzung der Richtlinie 94/63/EG war bereits Ge- 
genstand der 20. BImSchV. Die Anforderang der Untenbefüllung wurde im Rahmen der Umsetzung der Richtli- 
nie 2009/126/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über Phase II der Benzindampf- Rückgewinnung 
beim Betanken von Kraftfahrzeugen an Tankstellen nicht rechtskonform beibehalten und erfordert nunmehr eine 
Richtigstellung. 

7.4.3 Änderung der 21. BImSehV 

In den Nummern 1 bis 6 erfolgen Anpassungen die Richtlinie 2014/99/EU. 

Die Mess- und Prüfverfahren zur Beurteilung von Gasrückführangssystemen an Tankstellen wurden bisher in den 
VDI-Richtlinien 4205 Blatt 2, Blatt 3 und Blatt 4 beschrieben. Mit der Anpassung der Verordnung an die Richt- 
linie 2014/99/ EU wird auf die europäischen Normen DIN EN 16321-1 und 2, Ausgabe Dezember 2013 verwie- 
sen, welche nunmehr diese Prüfverfahren für die Typzulassung von Gasrückführangssystemen und für die Kon- 
trolle von Gasrückführangssystemen an Tankstellen enthalten und die VDI-Richtlinien fachlich ersetzen. 

Tankstellen, die bis zum 12. Mai 2016 errichtet worden sind, dürfen jedoch bis zum 31. Dezember 2018 die 
genannten VDI-Richtlinien für die Bestimmung des Wirkungsgrades und die Überprüfung anwenden. Ab dem 
1. Januar 2019 sind die DIN EN 16321-1 und 2 gemäß Artikel 3 Absatz 3 der Richtlinie 2009/126/EG in Deutsch- 
land für alle Tankstellen bindend. 

Ab dem 1. Januar 2019 entstehen durch die Umsetzung der Richtlinie 2014/99/EU in Verbindung mit der Richt- 
linie 2009/126/EG Kosten für die Wirtschaft durch das Durchführen einer weiteren Prüfung bei der Beantragung 
eines neuen Zertifikates für Gasrückführangssysteme nach DIN EN 16321-1 (vorläufige Schätzung). Im Einzel- 
fall fallen zusätzliche Prüfkosten von 2000 Euro an. Pro Jahr werden etwa 20 Zertifikate beantragt, so dass jähr- 
liche Zusatzkosten von etwa 40.000 Euro geschätzt werden. 
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7.4.4 Änderung der 25. BImSehV 

§ 7 der 25. BImSchV (Ordnungswidrigkeiten) 

Im § 7 Satz 1 Nummer 3 wird eine Ordnungswidrigkeit im Falle des Verstoßes gegen die Anforderung in § 5 
Absatz 1 zur kontinuierlichen Überwachung von Schwefeldioxid-Emissionen ergänzt, um den Verstoß im Voll- 
zug ahnden zu können. Damit wird eine Gleichbehandlung mit dem Ordnungswidrigkeitstatbestand in § 7 in Ver- 
bindung mit § 5 Absatz 2 hergestellt. 

Die Ergänzung ist nicht mit Kosten verbunden. 

7.4.5 Änderung der 31. BImSehV 

Nummer 1 der Tabelle: Die Definition von Beschichtungsstoffen wird auf Pulverlacke erweitert, um den Festkör- 
per von Pulverlacken im Reduzierungsplan berücksichtigen zu können. Des Weiteren werden die Rechtszitate an 
die aktuelle Rechtslage angepasst. 

Nummer 2 der Tabelle: Es werden Anpassungen an das geltende europäische und deutsche Recht vorgenommen. 

Nummer 3 der Tabelle: Die Neueinstufung von Formaldehyd in der Verordnung (EU) Nr. 605/2014 vom 5. Juni 
2014 zur Änderang der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 in die Gefahrenkategorie „Care. lB“als „wahrscheinlich 
beim Menschen karzinogen“, erfordert eine konkrete Emissionsbegrenzung dieses Stoffes in § 3 Absatz 2 der 
3 1 . BImSchV. Ein zusätzlicher Erfullungsaufwand der konkreten Anforderung gegenüber der allgemeinen An- 
forderung an karzinogene Stoffe in § 3 Absatz 2 ist nicht zu erwarten. 

Nummer 4 der Tabelle: Es erfolgt eine Klarstellung in Anhang III Nummer 3.1.2 Buchstabe b), dass die Anfor- 
derungen beim Einsatz von organischen Lösemitteln einschließlich KWL eingehalten werden müssen. Die ver- 
wendeten Reinigungsanlagen sind entsprechend ausgerüstet. 

Nummer 5 der Tabelle: Das Rechtszitat wird an die aktuelle Rechtslage angepasst. 

Nummer 6 der Tabelle: Es erfolgt die Umsetzung des BVT-Merkblattes für die Lederindustrie durch Aufnahme 
eines entsprechenden Emissionsgrenzwertes zur Begrenzung der Emissionen von flüchtigen organischen Verbin- 
dungen für Lederbeschichtungsanlagen, die in den Geltungsbereich der Richtlinie 2010/75/EU fallen. Da die An- 
lagen diesen zusätzlichen Grenzwert erfüllen werden, ist nicht mit einem zusätzlichen Erfüllungsaufwand zu rech- 
nen. 

Nummer 7 der Tabelle: Es wird insbesondere klargesfellt, dass der vereinfachte Nachweis der Einhaltung der 
Anforderangen des Reduzierangsplans nach Abschnitt B nur für nicht genehmigungsbedürftige Anlagen gilt. An- 
dernfalls würde die Richtlinie 201 0/7 5/EU nicht rechtskonform umgesetzt werden. Der vereinfachte Nachweis ist 
ein Spezifikum der deutschen Verordnung zur Erleichterung der Überwachung. Die Gleichwertigkeit zum Redu- 
zierangsplan des Anhang VII Teil 5 (Reduzierangsplan) der Richtlinie 2010/75/EU ist nur bei nicht genehmi- 
gungsbedürftigen Anlagen gegeben. 

In Nummer 8 der Tabelle werden die Bezüge der Lösemittelbilanz richtiggestellt. 

Insgesamt entstehen durch die Anpassungen keine Kosten. 

7.5 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

7.5.1 Änderung der 2. BImSehV 

Entspricht 7.4.1. Es entstehen keine Kosten für die Verwaltung. 

7.5.2 Änderung der 20. BImSehV 

Entspricht 7.4.2. Es entstehen keine Kosten für die Verwaltung. 

7.5.3 Änderung der 21. BImSehV 

Die bisherigen Verweise auf die VDI-Richtlinien 4205 Blatt 2, Blatt 3 und Blatt 4 sind hinfällig und werden auf 
Grand der Aufnahme der Normen DIN EN 16321-1 und 2, Ausgabe Dezember 2013 in der 21. BImSchV ange- 
passt. 

Es entstehen keine Kosten für die Verwaltung. 
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7.5.4 Änderung der 25. BImSehV 

Im § 7 Satz 1 Nummer 3 wird eine Ordnungswidrigkeit ergänzt. 

Es entstehen keine Kosten für die Verwaltung. 

7.5.5 Änderung der 31. BImSehV 

Entspricht 7.4.5. Es entstehen keine Kosten für die Verwaltung. 

8. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf Einzelpreise, das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, werden nicht er- 
wartet. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung der Verordnung zur Emissionsbegrenzung von leiehtflüehtigen halogenierten or- 
ganisehen Verbindungen - 2. BImSehV 

Die Verordnung wird an die Verordnung Nummer 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Än- 
derung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nummer 1907/2006 (ABI. L 353 vom 31.12.2008, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Num- 
mer 1297/2014 (ABI. L 350 vom 5.12.2014, S. 1) geändert worden ist, angepasst und der Bezug auf die Gefahr- 
stoffverordnung, und deren R-Sätze entfällt vollständig. Dadurch entfällt auch ein Großteil des Wortlautes in § 1 
Absatz 2. Mit der Umbenennung der Sicherheitssätze sind keine materiellen Änderangen gegenüber der alten 
Regelung verbunden. 

Es entstehen keine Kosten. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Verordnung zur Begrenzung der Emissionen flüehtiger organiseher Verbin- 
dungen beim Umfüllen oder Lagern von Ottokraftstoffen, Kraftstoffgemisehen oder Rohbenzin - 20. BIm- 
SehV) 

Zu Nr. I (§ I Absatz 2) 

Im Anwendungsbereich werden die Verweise auf ADR, RID und ADN auf Grund neuer Rechtsvorschriften ak- 
tualisiert. 

Zu Nr. 2 (§ 2) 

Die Begriffe „Binnenschiff ‘ (Nummer 3), „öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger“ (Nummer 16) 
und „zugelassene Überwachungsstelle“ (Nummer 22) werden auf Grund geänderter Rechtsvorschriften ange- 
passt. 

Zu Nr. 3 (§ 4 Absatz 4) 

In der Anforderung in § 13 Absatz 3 (Übergangsregelung) der bis zum 28.04.2012 geltenden Fassung wurde fest- 
gelegt, dass ab 1. Januar 2005 nur noch die Untenbefüllung von Straßentankfahrzeugen zulässig ist. Durch Weg- 
fall der Übergangsregelung in der Fassung vom 18. August 2014 (BGBl. I S. 1447), wurde die alte Anforderang, 
die auch eine Obenabfüllung zuließ, wieder in Kraft gesetzt. Es erfolgt deshalb jetzt die Richtigstellung, dass nur 
die Untenbefüllung zulässig ist. 

Zu Artikel 3 (Änderung der Verordnung zur Begrenzung von Kohlenwasserstoffemissionen bei der Be- 
tankung von Kraftfahrzeugen - 21. BImSehV) 

Mit der Richtlinie 20 14/99/EU der Kommission vom 2 1 . Oktober 2014 zur Änderung der Richtlinie 2009/ 126/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates über Phase II der Benzindampf-Rückgewinnung beim Betanken von 
Kraftfahrzeugen an Tankstellen wird ein europaeinheitliches Prüfverfahren für Gasrückführangssysteme auf der 
Grundlage von der Normen DIN EN 16321-1 und 2 vorgeschrieben. Die Richtlinie ist bis zum 12. Mai 2016 in 
nationales Recht umzusetzen. Dazu sind die folgenden Änderangen der 21. BImSchV notwendig. 
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Zu Nr. 1 (Inhaltsübersicht) 

ln die Anlage 1 wird die Bestimmung des Wirkungsgrades der DIN EN 16321-1 aufgenommenen. Die Inhalts- 
übersicht wird entsprechend angepasst. 

Zu Nr. 2 (§ 2 Nummer 3, 13, 15, 18, 19) 

Die Bezüge in den Begriffen „befähigte Person“ (Nummer 3), „Kraftstoffgemische“ (Nummer 13), „öffentlich 
bestellter und vereidigter Sachverständiger“ (Nummer 15) und „zugelassene Überwachungsstelle“ (Nummer 19) 
werden auf Grund geänderter Rechtsvorschriften angepasst. 

Die Definition des Wirkungsgrades (Nummer 18) wurde zur Klarstellung mit dem nachfolgenden Sachverhalt 
konkretisiert. Die Ermittlung des Wirkungsgrades erfolgt am Prüfstand gemäß Nummer 5.2 der DIN EN 16321- 
1, Ausgabe Dezember 2013 und den drei Prüftanks nach Anhang A der DIN EN 16321-1. 

Zu Nr. 3 (§ 3 Absatz 2) 

ln der Anlage 1 Nummer 1 wurde bisher die Bestimmung des Wirkungsgrades in Bezug auf die alte VDl-Richt- 
linie 4205 Blatt 4 beschrieben. Da diese aufgehoben wird, ist der Verweis hinfällig. Die Beschreibung der Be- 
stimmung des Wirkungsgrades erfolgt nun in der DIN EN 16321-1. Der Verweis wird aktualisiert. 

Zu Nr. 4 (§ 5 Absatz 2) 

ln § 5 Überwachung wird auf die Dichtheitsprüftmg nach dem Verfahren in Anlage 1 verwiesen. Das Prüfverfah- 
ren wurde bisher unter Nummer 2 beschrieben und nun unter Nummer 1 . Es erfolgt eine Aktualisierung. 

Zudem wurde im letzten Satz auf die bisherigen VDl-Richtlinien 4205 Blatt 2 und Blatt 3 verwiesen. Diese bein- 
halteten das Nass- und Trockenmessverfahren. Die beiden Prüfverfahren sind nun ausführlich unter 5.4, 5.5 und 
5.6 nach DIN EN 16321-2, Ausgabe Dezember 2013 beschrieben. Damit sind die Verweise auf die VDl-Richtli- 
nien hinfällig. Es erfolgt eine Aktualisierung. 

Zu Nr. 5 (§ 10) 

Die Richtlinie 2014/99/EU vom 21. Oktober 2014 ist gemäß Artikel 2 Absatz 1 bis zum 12. Mai 2016 in nationa- 
les Recht umzusetzen. Ab dem 13. Mai 2016 müssen alle neuen Tankstellen Gasrückführangssysteme mit einem 
nach DIN EN 16321-1 bestimmten Wirkungsgrad von 85 % installieren. 

Die Übergangsregelung gilt für Tankstellen, die bis einschließlich 12. Mai 2016 errichtet worden sind. Sie dürfen 
gemäß Artikel 3 Absatz 3 der Richtlinie 2009/126/EG bis zum 31. Dezember 2018 abweichend von § 3 Absatz 2 
mit einem Gasrückführungssystem, bei welchem der Wirkungsgrad von 85 % unter Anwendung der Anlage 1 
alten Fassung der Verordnung in Verbindung mit der VDl-Richtlinie: VDl 4205 Blatt 4, Ausgabe August 2005 
bestimmt wurde, betrieben werden. 

Des Weiteren dürfen abweichend von § 5 Absatz 2 bis zum 3 1 . Dezember 2018 die Überprüfungen nach der VDl- 
Richtlinie: VDl 4205 Blatt 2, Ausgabe Juli 2003, und der VDl-Richtlinie: VDl 4205 Blatt 3, Ausgabe November 
2003 erfolgen. 

Zu Nr. 6 (Anlage 1) 

Die Beschreibung zur Bestimmung des Wirkungsgrades entfällt, da diese Bestimmung bereits in der DIN EN 
16321-1 behandelt wird. Bestehen bleiben die Bestimmung der Dichtheit von Gasrückführungssystemen und die 
Einstellung des Korrekturfaktors bei Kraftstoffgemischen. Beides wird nicht in der DIN EN 16321-1 und 2 be- 
schrieben. 

Im Abschnitt zur Einstellung des Korrekturfaktors wird der Verweis auf das Trockenmessverfahren, welches nun 
in der DIN EN 16321-2 unter Nummer 5.4 beschrieben wird, aktualisiert. Die Nassmessungen nach Nummer 5.5 
oder 5.6 sollten aus Umwelt- und Arbeitsschutzgründen nur dann angewendet werden, wenn die Messung nach 
5.4 nicht möglich ist. 
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Zu Artikel 4 (Änderung der Verordnung zur Begrenzung von Emissionen aus der Titandioxid-Industrie 
- 25. BImSehV) 

Zu §7 

§ 7 Ordnungswidrigkeiten wird in Nummer 3 um den Tatbestand des Verstoßes gegen die Anforderung aus § 5 
Absatz 1 ergänzt. 

§ 5 Absatz 1 betrifft die kontinuierliche Überwachung von Emissionen in die Luft von gasförmigem Schwefeldi- 
oxid und Schwefeltrioxid gemessen als Schwefeldioxid. 

Damit wird Artikel 79 in Verbindung mit Anhang Vlll Teil 3 Buchstabe a der Industrieemissionsrichtlinie 
2010/75/EU rechtskonform umgesetzt. 

Zu Artikel 5 (Verordnung zur Begrenzung der Emissionen flüehtiger organiseher Verbindungen bei der 
Verwendung organiseher Lösemittel in bestimmten Anlagen - 31. BImSehV) 

Zu Nr. 1 (§ 2) 

Die Definition von Beschichtungsstoffen in Absatz 2 Nummer 5 wird auf Pulverlacke erweitert, um den Festkör- 
per von Pulverlacken bei der Anwendung eines Reduzierungsplans gemäß Anhang 4 Buchstabe B berücksichtigen 
zu können. Des Weiteren werden die Zitate in den Nummern 25 und 32 an die aktuelle Rechtslage angepasst. 

Zu Nr. 2 (§ 3) 

ln Absatz 2 werden in den Sätzen 1 bis 3 Anpassungen an das geltende europäische und deutsche Recht vorge- 
nommen und in einem neuen Satz 4 spezifische Emissionsgrenzwerte für Formaldehyd aufgrund seiner Neuein- 
stufung als krebserzeugend gemäß Anhang Vll Teil 4 Nummer 1 der Industrieemissionsrichtlinie 2010/75/EU für 
Lösemittelanlagen aufgenommen. Diese materielle Änderung wird als kostenneutral eingeschätzt, da die meisten*^ 
Anlagen die Emissionsbegrenzungen mit dem gegenwärtigen Stand der Technik einhalten können. Von einer 
weitergehenden l:l-Umsetzung der Industrieemissionsrichtlinie wurde abgesehen, da dies eine Absenkung des 
geltenden Schutzstandards zur Folge hätte. Mit den seit 2001 in Deutschland geltenden Emissionsgrenzwerten 
sind keine Probleme aus der Praxis bekannt. 

Zu Nr. 3 (§ 5) 

Es erfolgt eine Anpassung an geltendes Recht. 

Zu Nr. 4 (Fünfter Teil ) 

Die Übergangsregelungen in den Schlussvorschriften sind ausgelaufen, der „Fünfte Teil“ und die Schlussvor- 
schriften werden insgesamt aufgehoben. 

Zu Nr. 5 (Anhang II Nr. 4.1) 

Das Rechtszitat wird an die aktuelle Rechtslage angepasst. 

Zu Nr. 6 (Anhang III) 

Es erfolgt eine Klarstellung in Nummer 3.1.2 Buchstabe b) des Anhangs 111 dahingehend, dass die Anforderangen 
in Buchstabe b) auch beim Einsatz von organischen Lösemitteln eingehalten werden müssen. Die Klarstellung 
ergibt sich aus dem einleitenden Satz der Nummer 3.1.2. Es resultieren keine materiellen Änderungen; die ver- 
wendeten Reinigungsanlagen sind entsprechend ausgerüstet und im Einsatz. 


') Aus Anlass der Einstufung von Formaldehyd als karzinogen wurde in Deutschland der Stand der Technik für die Emissionen dieses Stoffes 
aus allen genehmigungsbedürftigen Anlagen untersucht. Im Ergebnis wird generell eine Emissionsbegrenzung von 5 mg/m^ festgelegt, für 
bestimmte Anlagenarten sind bis zu 20 mg/m^ erlaubt. Die Anforderungen werden derzeit im Rahmen einer Vollzugshilfe angewandt und 
sollen in der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) verankert werden. Dies zeigt, dass der in der Industrieemissionsricht- 
linie festgelegte Grenzwert von 2 mg/m^ für Lösemittelanlagen gemäß Kapitel V der Industrieemissionsrichtlinie als sehr anspruchsvoll zu 
betrachten ist. Es gibt für die in Kapitel V der Industrieemissionsrichtlinie enthaltenen Grenzwerte keine Ausnahmetatbestände, wie sie etwa 
nach Artikel 15 Absatz 4 für Grenzwerte bestehen, die auf Basis von BVT-Schlussfolgerungen festgelegt werden. Dies ist ein generelles 
Problem in dem Falle, dass eine Neueinstufung von VOC als karzinogen, keimzellmutagen oder reproduktionstoxisch erfolgt. Es müssen dann 
bei den Lösemittelanlagen umgehend die strengeren Grenzwerte eingehalten werden. Es ist nicht auszuschließen, dass die Absenkung des 
Grenzwertes von Formalde-hyd auf Grund der Neueinstufung von bisher 20 mg/m^ auf 2 mg/m^ technische Änderungen erfordert. Hierzu 
bedarf es europa-rechtlicher Anpassungen. 
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ln Nummer 1 1.1.2 des Anhangs 111: Es erfolgt die Umsetzung des BVT-Merkblattes für die Lederindustrie durch 
Aufnahme eines Emissionsgrenzwertes von 23 g C/m^ zur Begrenzung der Emissionen von flüchtigen organi- 
schen Verbindungen für Lederbeschichtungsanlagen, die in den Geltungsbereich der Richtlinie 2010/75/EU fal- 
len. Es handelt sich um eine Konkretisierung bestehender Anforderangen. Materielle Auswirkungen werden nicht 
erwartet. 

ln Nummer 16.1.1 entfallt eine veraltete Übergangsregelung für Altanlagen. 

Zu Nr. 7 (Anhang IV Abschnitt B und C) 

Die Änderungen im Abschnitt B dienen der Klarstellung, ln Nummer 5 des Abschnitt B das unbestimmte Wort 
„Masse“ durch die konkrete Masseneinheit „ Kilogramm“ ersetzt. Darüber hinaus wird in Nummer 6 klargestellt, 
dass bei Tätigkeiten zur Verarbeitung ungesättigter Polyesterharze mit Styrolzusatz die Anwendung des Reduzie- 
rangsplans nach Abschnitt B nicht zulässig ist, unabhängig davon welches Erzeugnis Ziel der Verarbeitung ist. 

ln Abschnitt C werden die abgelaufenen Zeitvorgaben und Übergangsffisten aufgehoben, ln Nummer 4 wird klar- 
gestellt, dass der vereinfachte Nachweis der Einhaltung der Anforderungen des Reduzierangsplans nach Abschnitt 
B nur für nicht genehmigungsbedürftige Anlagen gilt. Andernfalls würde die Richtlinie 201 0/7 5/EU nicht rechts- 
konform umgesetzt werden. Der vereinfachte Nachweis ist ein Spezifikum der deutschen Verordnung zur Erleich- 
terung der Überwachung. Die Gleichwertigkeit zum Reduzierangsplan des Anhang Vll Teil 5 (Reduzierangsplan) 
der Richtlinie 2010/75/EU ist nur bei nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen gegeben. 

Zu Nr. 8 (Anhang V) 

ln der Nummer 2.1.2 werden in Buchstabe a) und b) die Bezüge der Lösemittelbilanz richtig gestellt. 

Zu Artikel 6 (Bekanntmachungserlaubnis) 

Der Artikel regelt, dass das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den Wortlaut 
der 2. BImSchV und 31. BImSchV nach Inkrafttreten der Verordnung neu bekanntmachen kann. 

Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 

Die Verordnung soll am Tag nach der Verkündigung Inkrafttreten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gern. § 6 Abs. 1 NKRG 

Entwurf einer Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 2014/99/EU und zur Änderung 
und Anpassung weiterer Immlsslonsschutzrechtllcher Verordnungen (NKR-Nr. 3704) 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorhabens 
geprüft. 


I. Zusammenfassung 


Bürgerinnen und Bürger 

Keine Auswirkungen 

Wirtschaft 


Jährlicher Erfüllungsaufwand ab 1.1.2019: 

etwa 40.000 Euro 

Im Einzelfall: 

etwa 2.000 Euro 

Verwaltung 

Keine Auswirkungen 

,One in one out‘-Regel 

Der Verordnungsentwurf zur betreffenden 
21 . BImSchV setzt EU-Vorgaben 1 :1 um. Da- 
herwird kein Anwendungsfall der, One in one 
out‘-Regel für neue Regelungsvorhaben der 
Bundesregierung begründet. 

1 :1-Umsetzung von EU-Recht 
(Gold plating) 

Dem NKR liegen keine Anhaltspunkte dafür 
vor, dass mit den vorliegenden Regelungen 
über eine 1 :1-Umsetzung hinausgegangen 
wird. 

Der NKR erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Einwände gegen die Dar- 
stellungen der Gesetzesfolgen im vorliegenden Regelungsvorhaben. 


Im Einzelnen 

Mit dem Regelungsvorhaben werden 5 Bundesimmissionsschutz-Verordnungen geändert: 

• 2. BImSchV (Emissionsbegrenzung leichtflüchtiger halogenierter organischer Verbindun- 
gen): Folgeänderung durch die CLP-Verordnung (1272/2008 der Europäischen Union 
und des Rates vom 16.12.2008): Anpassung der Nomenklatur. 

• 20. BImSchV (Emissionsbegrenzung flüchtiger organischer Verbindungen beim Umfül- 
len/ Lagern von Ottokraftstoffen, Kraftstoffgemischen oder Rohbenzin): U.a. Rückgängig- 
machen einer in 201 5 unbeabsichtigt normierten, in der Praxis nicht relevant gewordenen 
Regelungslücke. Danach werden die Unternehmen gemäß EU-Vorgaben (wieder) zu ei- 
ner Untenbefüllung bei Tanklageranlagen verpflichtet. 

• 21. BImSchV (Begrenzung der Kohlenwasserstoffemissionen bei Betankung von Kfz): 
Die Umsetzung der Richtlinie 2014/99/EU führt im Wesentlichen dazu, dass ein europa- 
weiteinheitliches Prüfverfahren von Gasrückführungssystemen eingeführt wird. Das sind 







Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode 


-23- 


Drucksache 18/8879 


Vorrichtungen, die beim Betanken den Benzindampf absaugen. Damit werden für die Ty- 
penzuiassung und Kontrolle solcher Systeme die bisher verwendeten Richtlinien des VDI 
durch europäischen Normen DIN EN ersetzt. Materiell-rechtlich ergeben sich dadurch 
keine Änderungen. Allerdings sind die Unternehmen ab dem 1.1.2019 bei Beantragung 
eines neuen Zertifikats verpflichtet, eine weitere Prüfung vorzunehmen. 

• 25. BImSchV (Begrenzung von Emissionen aus der Titandioxid-Industrie): Zur vollständi- 
gen Umsetzung der lED-Richtlinie (2010/75/EU) wird die bestehende Vorgabe zur konti- 
nuierlichen Überwachung der Schwefeldioxid-Emissionen zusätzlich als Ordnungswidrig- 
keit normiert. 

• 31. BImSchV (Emissionsbegrenzung flüchtiger organischer Verbindungen bei der Ver- 
wendung organischer Lösemittel in bestimmen Anlagen): Anpassung der Nomenklatur 
für Lösemittelanlagen aufgrund der CLP-Verordnung (s.o.). Zudem wird Formaldehyd 
neu eingestuft. Es gilt nunmehr als „wahrscheinlich beim Menschen karzinogen“. Damit 
ändert sich der Grenzwert für Formaldehyd, das freigesetzt werden kann, von bisher 20 
mg/cm auf zukünftig 2 mg/cm (bzw. den Massestrom von 100 g/h auf zukünftiglO g/h). 
Betroffen sein können Lackieranlagen der Autoindustrie oder Anlagen zur Drahtbeschich- 
tung, wenn sie bestimmte Stoffe zur Lacktrocknung verwenden. 

Des Weiteren werden im Rahmen der 31. BImSchV die Besten Verfügbaren Techniken 
für Anlagen der Lederindustrie umgesetzt. Damit wird ein VOC-Grenzwert für Anlagen 
zur Beschichtung von Leder, die unter die lED-Richtlinie fallen, eingeführt. Sie haben 
einen Gesamtemissionswert von 23 g C/qm bei einem Lösemittelverbrauch von 10 Ton- 
nen und mehr einzuhalten. Betroffen sind weniger als 20 Unternehmen in Deutschland. 


Erfüllungsaufwand 

Das Ressort hat die Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand nachvollziehbar in den Aus- 
führungen zum Gesetzentwurf dargestellt. 

Danach entsteht für die Wirtschaft ab 1.1.2019 ein jährlicher Erfüllungsaufwand. Dieser ba- 
siert auf den Änderungen der 21 . BImSchV. Zukünftig sind einheitliche Prüfverfahren für Gas- 
rückführungssysteme in den Tankstellen vorgeschrieben. Bei Beantragung eines Zertifikats 
für Gasrückführungssysteme wird daher eine zusätzliche Prüfung notwendig, die im Einzelfall 
etwa 2.000 Euro kostet. Bei etwa 20 Zertifikaten, die pro Jahr geschätzt werden, wird daher 
ein jährlicher Erfüllungsaufwand von etwa 40.000 Euro anfallen. 

Im Übrigen wird kein Erfüllungsaufwand anfallen. Zwar ändern sich in der 31. BImSchV 
Grenzwerte sowohl für Formaldehyd als auch für VOC-Gesamtemissionen beim Lösemittel- 
verbrauch in der Lederindustrie. Nach Angaben des Ressorts - nicht widersprochen durch 
Verbände und Unternehmen - haben diese Grenzwerte keine praktischen Auswirkungen 
bzw. können bereits eingehalten werden. 

Der NKR erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Einwände gegen die Darstel- 
lungen der Gesetzesfolgen im vorliegenden Regelungsvorhaben. 


Dr. Ludewig 
Vorsitzender 


Prof. Dr. Versteyl 
Berichterstatterin 
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